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46.  Gesetz vom 18. Mai 2006, mit dem das Bgld. Kurzparkzonengebührengesetz geändert wird  
(Bgld. Kurzparkzonengebührengesetz-Novelle 2006) (XIX. Gp. RV 147 AB 159) 

47.  Gesetz vom 6. Juli 2006, mit dem das Burgenländische Raumplanungsgesetz geändert wird  
(XIX. Gp. RV 199 AB 212) 

 

46. Gesetz vom 18. Mai 2006, mit dem das Bgld. Kurzparkzonengebührengesetz geändert 
wird (Bgld. Kurzparkzonengebührengesetz-Novelle 2006) 

Der Landtag hat beschlossen: 
Das Gesetz über die Erhebung einer Abgabe für das Parken von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurz-

parkzonen (Bgld. Kurzparkzonengebührengesetz), LGBl. Nr. 51/1992, in der Fassung des Gesetzes LGBl. 
Nr. 32/2001, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 lautet: 

„§ 1 
Geltungsbereich 

Dieses Gesetz gilt für Gemeinden, die auf Grund bundesgesetzlicher Ermächtigung durch Verordnung 
des Gemeinderates eine Abgabe für das Abstellen mehrspuriger Kraftfahrzeuge in Kurzparkzonen gemäß 
§ 25 StVO 1960 erheben (Kurzparkzonengebühr).“ 

2. § 2 lautet: 

„§ 2 
Höhe der Kurzparkzonengebühr 

Die Höhe der Kurzparkzonengebühr ist vom Gemeinderat durch Verordnung festzusetzen.“ 

3. § 3 Abs. 2 lautet: 
„(2) Jeder Lenker, der ein mehrspuriges Kraftfahrzeug, das nicht unter die Ausnahmebestimmungen des 

§ 6 fällt, in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone abstellt, hat die Kurzparkzonengebühr bei Beginn 
des jeweiligen Zeitraumes, für den die Abgabe festgesetzt wurde, zu entrichten.“ 

4. Im § 5 Abs. 1 wird das Wort „geparkt“ durch das Wort „abgestellt“ ersetzt. 

5. § 6 lautet: 

„§ 6 
Befreiung von der Abgabe 

Die Kurzparkzonengebühr ist nicht zu entrichten für: 
 1. Einsatzfahrzeuge und Fahrzeuge im öffentlichen Dienst gemäß §§ 26 und 26a StVO 1960; 
 2. Fahrzeuge des Straßendienstes und der Müllabfuhr gemäß § 27 StVO 1960; 
 3. Fahrzeuge, die von Ärzten bei einer Fahrt zur Leistung ärztlicher Hilfe gelenkt werden, sofern sie 

beim Abstellen mit einer Tafel gemäß § 24 Abs. 5 StVO 1960, gekennzeichnet sind; 
 4. Fahrzeuge, die von Personen im diplomierten ambulanten Pflegedienst bei einer Fahrt zur Durch-

führung solcher Pflege gelenkt werden, sofern sie beim Abstellen mit einer Tafel gemäß § 24 
Abs. 5a StVO 1960, gekennzeichnet sind; 
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 5. Fahrzeuge, die von dauernd stark gehbehinderten Personen abgestellt werden oder in denen sol-
che Personen gemäß § 29b Abs. 3 StVO 1960 befördert werden, wenn die Fahrzeuge mit dem 
Ausweis gemäß § 29b Abs. 1 oder 5 StVO 1960 gekennzeichnet sind; 

 6. Fahrzeuge, die für den Bund, eine andere Gebietskörperschaft oder einen Gemeindeverband 
zugelassen sind, ausgenommen Personenkraftwagen; 

 7. Fahrzeuge, die lediglich zum Zwecke des Aus- und Einsteigens von Personen oder für die Dauer 
der Durchführung einer Ladetätigkeit halten.“ 

6. § 11 lautet: 
„§ 11 

Verweisung auf die Straßenverkehrsordnung 1960 
Soweit in diesem Gesetz die StVO 1960 zitiert wird, ist darunter die Straßenverkehrsordnung 1960, 

BGBl. Nr. 159, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 99/2005, zu verstehen.“ 
 
 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 
 Prior  Nießl 

47. Gesetz vom 6. Juli 2006, mit dem das Burgenländische Raumplanungsgesetz geändert 
wird 

Der Landtag hat beschlossen: 
Das Burgenländische Raumplanungsgesetz, LGBl. Nr. 18/1969, zuletzt geändert durch das Gesetz 

LGBl. Nr. 9/2002 und die Kundmachung LGBl. Nr. 7/2005, wird wie folgt geändert: 

1. Die bisherigen §§ 2c und 2d erhalten die Bezeichnung „§ 2d“ und „§ 2e“; § 2c (neu) lautet: 

„§ 2c 
Ballungsräume 

(1) Falls ein Ballungsraum gemäß der Richtlinie 2002/49/EG über die Bewertung und Bekämpfung 
von Umgebungslärm, ABl. Nr. L 189 vom 18. 07. 2002 S. 12, vorliegt, hat die Landesregierung diesen bis 
spätestens 30. November 2008 im Landesraumordnungsplan auszuweisen. 

(2) Im Sinne dieser Bestimmung ist ein Ballungsraum ein tatsächlich zusammenhängendes, sich ge-
gebenenfalls auch über mehrere Gemeinden erstreckendes bestimmtes Gebiet mit städtischem Charakter 
und einer durchschnittlichen Bevölkerungsdichte von 1 000 oder mehr Einwohnerinnen und Einwohnern 
pro Quadratkilometer des Gemeindegebietes oder Gemeindegebietsteiles und einer insgesamt jedenfalls 
100 000 Einwohnerinnen und Einwohnern übersteigenden Bevölkerungszahl.“ 

2. Im § 7 werden folgende Abs. 6 und 7 angefügt: 
„(6) Der Entwurf des Entwicklungsprogramms ist vor Beschlussfassung durch drei Monate beim Amt 

der Burgenländischen Landesregierung und in den Gemeinden zur allgemeinen Einsicht aufzulegen. Die 
Auflage ist durch Verlautbarung im Landesamtsblatt und durch ortsübliche Kundmachung in den Ge-
meinden bekanntzugeben. Jede wahlberechtigte Landesbürgerin und jeder wahlberechtigte Landesbürger 
ist berechtigt, innerhalb der Auflagefrist begründete schriftliche Erinnerungen vorzubringen. Darauf ist in 
der Verlautbarung und in den Kundmachungen ausdrücklich hinzuweisen. 

(7) Das Entwicklungsprogramm ist vor Beschlussfassung durch die Landesregierung vom Raumplanungs-
beirat zu beraten, wobei das Ergebnis des Anhörungsverfahrens und die rechtzeitig vorgebrachten Erinne-
rungen in die Beratungen einzubeziehen sind.“ 

3. Nach § 10 werden folgende §§ 10a, 10b, 10c, 10d, 10e, 10f und 10g eingefügt: 

„§ 10a 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltprüfung, Umwelterheblichkeitsprüfung 

(1) Landesraumordnungspläne und Entwicklungsprogramme sind während der Ausarbeitung und vor 
ihrer Erlassung und Änderung einer Umweltprüfung zu unterziehen, wenn durch sie 
 a) der Rahmen für die künftige Genehmigung von Vorhaben nach dem Umweltverträglichkeits-

prüfungsgesetz 2000 gesetzt wird, oder 
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 b) Europaschutzgebiete im Sinne des § 22b Bgld. Naturschutz- und Landschaftspflegegesetz erhe-
blich beeinträchtigt werden könnten. 

(2) Eine Umweltprüfung nach Abs. 1 ist nicht erforderlich, wenn es sich nur um geringfügige Ände-
rungen dieser Pläne handelt oder die Nutzung kleiner Gebiete festgelegt wird. 

(3) Landesraumordnungspläne und Entwicklungsprogramme, für die nicht bereits eine Pflicht zur Um-
weltprüfung nach Abs. 1 und 2 besteht, sind dann einer Umweltprüfung zu unterziehen, wenn sie voraus-
sichtlich erhebliche Umweltauswirkungen haben. Diese Beurteilung (Umwelterheblichkeitsprüfung) hat 
auf der Grundlage der Prüfkriterien nach Anhang II der Richtlinie 2001/42/EG über die Prüfung der Um-
weltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme (im Folgenden: SUP-Richtlinie), ABl. Nr. L 197 
vom 21. 07. 2001 S. 30, zu erfolgen. 

(4) Im Rahmen der Umwelterheblichkeitsprüfung nach Abs. 3 ist das Amt der Landesregierung zur 
Frage der voraussichtlichen Erheblichkeit von Umweltauswirkungen zu konsultieren. 

(5) Das Ergebnis der Umwelterheblichkeitsprüfung nach Abs. 3 ist dem Entwurf des Landesraumord-
nungsplanes oder des Entwicklungsprogramms beizuschließen. Die Kundmachung der Auflage des Ent-
wurfs des Landesraumordnungsplanes oder des Entwicklungsprogramms hat diesfalls einen Hinweis zu 
enthalten, dass auch das Ergebnis der Umwelterheblichkeitsprüfung zur allgemeinen Einsicht aufliegt. 

(6) Durch Verordnung der Landesregierung können jene Landesraumordnungspläne und Entwicklungs-
programme festgelegt werden, die nach Abs. 2 keiner obligatorischen Umweltprüfung (Abs. 1) bedürfen; 
weiters können bestimmte Arten von Landesraumordnungsplänen oder Entwicklungsprogrammen von der 
Pflicht zur Prüfung nach Abs. 3 ausgenommen werden. Diese Verordnung darf nur erlassen werden, wenn 
die davon betroffenen Pläne unter Berücksichtigung des Anhangs II der SUP-Richtlinie voraussichtlich 
keine erheblichen Umweltauswirkungen haben. Abs. 4 ist sinngemäß anzuwenden. 

(7) In allgemein verständlichen Erläuterungen ist zu begründen, weshalb die Voraussetzungen zur Er-
lassung der Verordnung nach Abs. 6 vorliegen. Die Erläuterungen sind für die Dauer der Geltung der 
Verordnung im Amt der Landesregierung während der Amtsstunden aufzulegen. Die Landesregierung hat 
in der Verordnung auf die Auflage der Erläuterungen zur allgemeinen Einsicht hinzuweisen. 

§ 10b 
Umweltbericht 

(1) Im Rahmen der Umweltprüfung ist ein Umweltbericht zu erstellen, der in den Entwurf des Landes-
raumordnungsplanes oder des Entwicklungsprogramms aufzunehmen ist. Der Umweltbericht hat die vor-
aussichtlichen erheblichen Auswirkungen, die die Durchführung des Landesraumordnungsplanes oder des 
Entwicklungsprogramms auf die Umwelt hat, zu ermitteln, zu beschreiben und zu bewerten. Dabei sind 
auch vertretbare Alternativen, die die Ziele und den geographischen Anwendungsbereich des Landesraum-
ordnungsplanes berücksichtigen, zu ermitteln, zu beschreiben und zu bewerten. Der Umweltbericht muss 
jedenfalls die in Anhang I der SUP-Richtlinie angeführten Informationen enthalten. 

(2) Der Umweltbericht hat die Angaben zu enthalten, die in vertretbarer Weise herangezogen werden 
können. Dabei sind der gegenwärtige Wissensstand und aktuelle Prüfmethoden, Inhalt und Detaillierungs-
grad des Landesraumordnungsplanes oder des Entwicklungsprogramms, dessen rechtliche Stellung sowie 
das Ausmaß, in dem bestimmte Aspekte zur Vermeidung von Mehrfachprüfungen auf den unterschied-
lichen Ebenen am besten geprüft werden können, zu berücksichtigen. 

(3) Zur Erlangung der in Anhang I der SUP-Richtlinie genannten Informationen können alle verfüg-
baren relevanten Informationen über die Umweltauswirkungen herangezogen werden, die auf anderen 
Ebenen oder auf Grund anderer Rechtsvorschriften erstellt wurden. 

(4) Bei Festlegung des Umfanges und des Detaillierungsgrades der in den Umweltbericht aufzuneh-
menden Informationen ist das Amt der Landesregierung zu konsultieren. 

§ 10c 
Stellungnahmerecht, Beteiligung der Öffentlichkeit 

(1) Der Entwurf des Landesraumordnungsplanes oder des Entwicklungsprogramms ist im Rahmen des 
allgemeinen Auflageverfahrens auch dem Amt der Landesregierung unter Einräumung einer angemessen-
en Frist zur Stellungnahme zu übermitteln. 

(2) Während der Auflagefrist können natürliche und juristische Personen sowie deren Vereinigungen, 
Organisationen oder Gruppen, insbesondere auch Organisationen zur Förderung des Umweltschutzes, 
zum Entwurf des Landesraumordnungsplanes oder des Entwicklungsprogramms sowie zum Umweltbe-
richt Stellung nehmen. Darauf ist in der Kundmachung der Auflage des Entwurfes des Landesraumord-
nungsplanes oder des Entwicklungsprogramms hinzuweisen. 

 



Landesgesetzblatt Nr. 47 
 

222 

§ 10d 
Grenzüberschreitende Auswirkungen 

(1) Wenn die Durchführung eines Landesraumordnungsplanes oder eines Entwicklungsprogramms, die 
der Umweltprüfung nach § 10a unterliegen, voraussichtlich erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt 
eines ausländischen Staates haben wird, ist ihm der Entwurf des Landesraumordnungsplanes oder des 
Entwicklungsprogramms vor dessen Erlassung gemeinsam mit dem Umweltbericht (§ 10b) zu übermit-
teln. Dies gilt auch, wenn ein solcher Staat ein diesbezügliches Ersuchen stellt. Dem Staat ist eine ange-
messene Frist für die Mitteilung einzuräumen, ob er Konsultationen wünscht. 

(2) Wenn der Staat dies nach Übermittlung der Unterlagen nach Abs. 1 innerhalb der angemessenen 
Frist verlangt, sind mit ihm Konsultationen zu führen über 
 a) die voraussichtlichen grenzüberschreitenden Auswirkungen, die die Durchführung des Landes-

raumordnungsplanes oder des Entwicklungsprogramms auf die Umwelt hat, sowie 
 b) die geplanten Maßnahmen zur Verminderung oder Vermeidung solcher Auswirkungen. 
Zu Beginn der Konsultationen ist ein angemessener Zeitrahmen für deren Dauer zu vereinbaren. 

(3) Sind mit einem Staat Konsultationen zu führen, sind diesem alle erforderlichen Unterlagen zu über-
mitteln, um sicherzustellen, dass die mit Umweltangelegenheiten befassten Behörden und Dienststellen 
dieses Staates, die von den durch die Durchführung des Landesraumordnungsplanes oder des Entwick-
lungsprogramms verursachten Umweltauswirkungen betroffen sein könnten, sowie die Öffentlichkeit dieses 
Staates unterrichtet werden können und Gelegenheit erhalten, innerhalb einer angemessenen Frist Stel-
lung zu nehmen. 

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten für Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie Vertragsparteien des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum. Für andere Staaten gelten sie nur nach Maßgabe 
des Grundsatzes der Gegenseitigkeit. Besondere staatsvertragliche Regelungen bleiben unberührt. 

§ 10e 
Entscheidung 

(1) Bei der Erlassung des Landesraumordnungsplanes oder des Entwicklungsprogramms sind insbe-
sondere der Umweltbericht (§ 10b), die abgegebenen Stellungnahmen (§ 10c) und die Ergebnisse der 
grenzüberschreitenden Konsultationen (§ 10d) zu berücksichtigen. 

(2) Landesraumordnungspläne oder Entwicklungsprogramme, die aufgrund voraussichtlich erheblicher 
Auswirkungen auf Europaschutzgebiete einer Umweltprüfung nach § 10a zu unterziehen sind, müssen 
auch auf ihre Verträglichkeit mit den für das Europaschutzgebiet geltenden Erhaltungszielen geprüft 
werden. Der Landesraumordnungsplan oder das Entwicklungsprogramm darf nur erlassen werden, wenn 
das Europaschutzgebiet im Hinblick auf die Erhaltungsziele nicht beeinträchtigt wird. 

(3) Abweichend von Abs. 2 können Landesraumordnungspläne oder Entwicklungsprogramme dann 
erlassen werden, wenn deren Durchführung aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen 
Interesses, einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art, erforderlich ist und keine geeignete, die 
Erhaltungsziele des Europaschutzgebietes weniger beeinträchtigende Alternativlösung besteht. Kommt im 
Europaschutzgebiet ein prioritärer natürlicher Lebensraumtyp oder eine prioritäre Art vor und wird dieser 
Lebensraumtyp oder diese Art beeinträchtigt, so können bei der Gemeinwohlabwägung nur Erwägungen 
im Zusammenhang mit der Gesundheit des Menschen und der öffentlichen Sicherheit oder im Zusam-
menhang mit maßgeblichen günstigen Auswirkungen für die Umwelt berücksichtigt werden, andere zwin-
gende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses nur nach Stellungnahme der Kommission der 
Europäischen Union. 

(4) Werden Landesraumordnungspläne oder Entwicklungsprogramme in Anwendung des Abs. 3 er-
lassen, so ist gleichzeitig sicherzustellen, dass alle notwendigen Ausgleichsmaßnahmen ergriffen werden, 
um den Zusammenhang des europäischen Schutzgebietsnetzes („Natura 2000“) nicht zu beeinträchtigen. 
Die Kommission der Europäischen Union ist über die ergriffenen Ausgleichsmaßnahmen zu unterrichten. 

§ 10f 
Bekanntgabe 

(1) Der konsultierte Staat (§ 10d) und das Amt der Landesregierung sind von der Erlassung des Lan-
desraumordnungsplanes oder des Entwicklungsprogramms zu verständigen. Die Verpflichtung zur Kund-
machung des Landesraumordnungsplanes oder des Entwicklungsprogramms bleibt unberührt. 
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(2) In einer zusammenfassenden Erklärung ist darzulegen, 
 a) wie Umwelterwägungen in den Landesraumordnungsplan oder das Entwicklungsprogramm ein-

bezogen wurden, 
 b) wie der Umweltbericht (§ 10b), die abgegebenen Stellungnahmen (§ 10c) und die Ergebnisse 

der geführten grenzüberschreitenden Konsultationen (§ 10d) berücksichtigt wurden, 
 c) aus welchen Gründen der Landesraumordnungsplan oder das Entwicklungsprogramm nach 

Abwägung mit den geprüften vertretbaren Alternativen gewählt wurde, und 
 d) welche Maßnahmen zur Überwachung (§ 10g) beschlossen wurden. 
Diese Erklärung ist in geeigneter Form öffentlich zugänglich zu machen. 

§ 10g 
Regelmäßige Überwachung 

Die Landesregierung hat zu überwachen, ob die Durchführung des Landesraumordnungsplanes oder 
des Entwicklungsprogramms erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt hat. Erforderlichenfalls ist der Lan-
desraumordnungsplan oder das Entwicklungsprogramm zu ändern.“ 

4. § 12 Abs. 3 lautet: 
„(3) Der Flächenwidmungsplan besteht aus dem Wortlaut der Verordnung und der grafischen Darstel-

lung. Die grafische Darstellung ist in digitaler Form vorzulegen. Außerdem sind schriftliche Erläuterun-
gen, denen keine Rechtsverbindlichkeit zukommt, beizufügen.“ 

5. In § 12 Abs. 4 entfällt sowohl der Beistrich nach dem Wort „Flächenwidmungspläne“ als auch die Wort-
folge „insbesondere die Maßstäbe der zeichnerischen Darstellungen“ sowie der Beistrich nach dem Wort 
„Planzeichen“. 

6. § 13 Abs. 5 lautet: 
„(5) Im Flächenwidmungsplan ist darauf Bedacht zu nehmen, dass zwischen den unter den Anwen-

dungsbereich der Richtlinie 96/82/EG zur Beherrschung der Gefahren bei schweren Unfällen mit gefähr-
lichen Stoffen, ABl. Nr. L 010 vom 14. 01. 1997 S. 13, in der Fassung der Richtlinie 2003/105/EG, ABl. 
Nr. L 345 vom 31. 12. 2003 S. 97, fallenden Betrieben einerseits, und 
 a) Bauland im Sinne des § 14, 
 b) Verkehrsflächen im Sinne des § 15, 
 c) Grünflächen im Sinne des § 16 und 
 d) Vorbehaltsflächen im Sinne des § 17 
ein angemessener Schutzabstand gewahrt bleibt.“ 

7. In § 14 Abs. 3 lit. d letzter Satz wird die Wortfolge „des Rates vom 9. Dezember 1996 zur Beherr-
schung der Gefahren bei schweren Unfällen mit gefährlichen Stoffen“ durch die Wortfolge „ ,in der Fas-
sung der Richtlinie 2003/105/EG, ABl. Nr. L 345 vom 31. 12. 2003 S. 97,“ ersetzt. 

8. In § 14b und 14c wird die Zitierung des „§ 14 Abs. 3 lit. f“ durch die Zitierung „§ 14 Abs. 3 lit. g“ ersetzt. 

9. § 14e lautet: 
„§ 14e 

Strafbestimmung 
Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 

7 300 Euro zu bestrafen, wer 
 a) entgegen § 14d Abs. 3 ein Einkaufszentrum ohne Bewilligung der Landesregierung errichtet, 

wesentlich erweitert oder ein bestehendes Gebäude als Einkaufszentrum verwendet und diesen 
rechtswidrigen Zustand aufrechterhält, 

 b) die im Bewilligungsbescheid gemäß § 14d Abs. 4 vorgeschriebenen Auflagen nicht erfüllt 
oder sonst von der Bewilligung abweicht und diesen rechtswidrigen Zustand aufrechterhält.“ 

10. § 16 Abs. 1 bis 4 lauten: 
„§ 16 

Grünflächen 
(1) Alle Flächen, die nicht als Bauland, Verkehrsfläche oder Vorbehaltsfläche gewidmet sind, sind 

Grünflächen. 
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(2) Grünflächen nicht landwirtschaftlicher Nutzung sind im Flächenwidmungsplan entsprechend ihrer 
Verwendung gesondert auszuweisen. 

(3) Folgende landwirtschaftlich genutzte Grünflächen sind im Flächenwidmungsplan gesondert aus-
zuweisen: 
 a) Grünflächen, auf denen landwirtschaftliche Gebäude errichtet werden; 
 b) Grünflächen, auf denen bestehende Gebäude erweitert oder hinsichtlich ihrer Nutzung geän-

dert werden. 
Von dieser gesonderten Ausweispflicht sind geringfügige Bauvorhaben gemäß § 16 Abs. 1 Burgenländi-
sches Baugesetz 1997, LGBl. Nr. 10/1998, in der jeweils geltenden Fassung, ausgenommen. 

(4) Bei Sonderwidmungen für Grünflächen gemäß Abs. 2 und Abs. 3 kann die Gemeinde eine Befris-
tung für einen Zeitraum von fünf bis zehn Jahren festlegen. Diese ist im Flächenwidmungsplan ersichtlich 
zu machen. Die Gemeinde kann für den Fall, dass nach Ablauf der Frist eine der Sonderwidmung entspre-
chende Nutzung nicht oder nicht mehr vorliegt, die Widmung ändern, wobei ein allfälliger Entschädigungs-
anspruch gemäß § 27 nicht entsteht.“ 

11. In § 18 Abs. 2 wird im zweiten Satz vor dem Wort „Plandarstellung“ das Wort „digitalen“ eingefügt 
sowie folgender Satz angefügt: 
„Auch die angrenzenden Gemeinden sind über die Auflage zu informieren.“ 

12. § 18 Abs. 10 lautet: 
„(10) Innerhalb von zwei Wochen nach Einlangen des genehmigten Flächenwidmungsplanes hat der 

Bürgermeister diesen nach den Bestimmungen des § 82 der Burgenländischen Gemeindeordnung, LGBl. 
Nr. 55/2003, bzw. des § 80 des Eisenstädter Stadtrechtes, LGBl. Nr. 56/2003, bzw. des § 79 des Ruster 
Stadtrechtes, LGBl. Nr. 57/2003, kundzumachen. Der Flächenwidmungsplan tritt mit dem ersten Tag der 
Kundmachung in Kraft.“ 

13. § 18 Abs. 12 lautet: 
„(12) Der genehmigte digitale Flächenwidmungsplan liegt beim Amt der Landesregierung und bei der 

Bezirksverwaltungsbehörde auf.“ 

14. § 18a Abs. 2 lautet: 
„(2) Das Amt der Landesregierung und die Nachbarn sind von der beabsichtigten Widmungsänderung 

in Kenntnis zu setzen. Den Nachbarn ist innerhalb einer mit mindestens zwei Wochen festzusetzenden 
Frist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Bei einer Umwidmung, welche zu einer Ausweisung 
gemäß § 16 Abs. 3 führt, sind auch die angrenzenden Gemeinden von der beabsichtigten Widmungsände-
rung in Kenntnis zu setzen. Diesen ist ebenfalls innerhalb einer mit zwei Wochen festzusetzenden Frist 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Stellungnahmen sind bei der Beschlussfassung des Gemein-
derates in die Beratungen einzubeziehen. Für das weitere Verfahren ist mit Ausnahme der Anhörung des 
Raumplanungsbeirates § 18 Abs. 5 bis 12 anzuwenden.“ 

15. Im § 18a wird folgender Abs. 3 angefügt: 
„(3) Das vereinfachte Verfahren nach den Abs. 1 und 2 gilt nicht bei Änderungen des Flächenwidmungs-

planes, die dem Verfahren einer Umweltprüfung unterliegen.“ 

16. Nach § 18a wird folgender § 18b eingefügt: 

„§ 18b 
Verfahren, Umweltprüfung 

(1) Die §§ 10a bis 10g gelten für das Verfahren bei Erlassung eines Flächenwidmungsplanes sinnge-
mäß. Bei Vorliegen der dort genannten Voraussetzungen ist der Flächenwidmungsplan einer Umweltprü-
fung zu unterziehen. 

(2) Zur Erlassung einer Verordnung nach dem sinngemäß anzuwendenden § 10a Abs. 6 ist die Landesre-
gierung zuständig. 

(3) Soweit dem Flächenwidmungsplan ein Landesraumordnungsplan oder ein Entwicklungsprogramm 
zugrunde liegt, die einer Umweltprüfung unterzogen wurden, können deren Ergebnisse zur Vermeidung 
von Mehrfachprüfungen verwertet werden. Dabei können alle verfügbaren Informationen herangezogen 
werden, die bei der Prüfung des Landesraumordnungsplanes oder des Entwicklungsprogramms gesammelt 
wurden.“ 
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17. § 19 Abs. 4 letzter Satz lautet: 
„Im Übrigen gelten für das Verfahren § 18 Abs. 2 bis 12 sowie § 18b sinngemäß.“ 

18. § 23 Abs. 9 lautet: 
„(9) Innerhalb von zwei Wochen nach Einlangen des genehmigten Bebauungsplanes (Teilbebauungs-

planes) hat der Bürgermeister diesen nach den Bestimmungen des § 82 der Burgenländischen Gemeinde-
ordnung, LGBl. Nr. 55/2003, bzw. des § 80 des Eisenstädter Stadtrechtes, LGBl. Nr. 56/2003, bzw. des 
§ 79 des Ruster Stadtrechtes, LGBl. Nr. 57/2003, kundzumachen. Der Bebauungsplan (Teilbebauungs-
plan) tritt mit dem ersten Tag der Kundmachung in Kraft.“ 

19. Nach § 23 wird folgender § 23a eingefügt: 

„§ 23a 
Verfahren, Umweltprüfung 

(1) Die §§ 10a bis 10g und 18b Abs. 3 gelten für das Verfahren bei Erlassung eines Bebauungsplanes 
(Teilbebauungsplanes) sinngemäß. Bei Vorliegen der dort genannten Voraussetzungen ist der Bebauungs-
plan (Teilbebauungsplan) einer Umweltprüfung zu unterziehen. 

(2) Zur Erlassung einer Verordnung nach dem sinngemäß anzuwendenden § 10a Abs. 6 ist die Lan-
desregierung zuständig.“ 

20. § 24 Abs. 4 lautet: 
„(4) Das Amt der Landesregierung ist von der beabsichtigten Änderung des Bebauungsplanes (Teilbe-

bauungsplanes) unverzüglich, jedenfalls aber vor der Auflage unter Bekanntgabe der Änderungsgründe, 
in Kenntnis zu setzen. Im Übrigen gelten für das Verfahren die Bestimmungen des § 23 Abs. 2 bis 11 
sowie des § 23a sinngemäß. Bei notwendigen geringfügigen Plankorrekturen, die nicht dem Verfahren 
einer Umweltprüfung unterliegen, kann die Auflage gegen Nachweis der Verständigung der von der Än-
derung Betroffenen und Einräumung der Möglichkeit zur Stellungnahme entfallen.“ 

21. § 26 Abs. 1 zweiter Satz lautet: 
„Diese Verordnung ist vom Bürgermeister nach den Bestimmungen des § 82 der Burgenländischen Gemein-
deordnung, LGBl. Nr. 55/2003, bzw. des § 80 des Eisenstädter Stadtrechtes, LGBl. Nr. 56/2003, bzw. des 
§ 79 des Ruster Stadtrechtes, LGBl. Nr. 57/2003, kundzumachen und tritt nach Ablauf des Tages ihrer 
Kundmachung in Kraft.“ 

22. Nach § 28 wird folgender § 28a eingefügt: 

„§ 28a 
Umsetzungshinweise 

Durch dieses Gesetz werden folgende Richtlinien der Europäischen Gemeinschaften umgesetzt: 
 1. Richtlinie 1996/82/EG zur Beherrschung der Gefahren bei schweren Unfällen mit gefährlichen Stof-

fen, ABl. Nr. L 010 vom 14. 01. 1997 S. 13; 
 2. Richtlinie 2003/105/EG zur Änderung der Richtlinie 96/82/EG des Rates zur Beherrschung der 

Gefahren bei schweren Unfällen mit gefährlichen Stoffen, ABl. Nr. L 345 vom 31. 12. 2003 S. 97; 
 3. Richtlinie 2002/49/EG über die Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm, ABl. 

Nr. L 189 vom 18. 07. 2002 S. 12; 
 4. Richtlinie 2001/42/EG über die Prüfung der Umweltauswirkung bestimmter Pläne und Programme, 

ABl. Nr. L 197 vom 21. 07. 2001 S. 30.“ 
 
 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 
 Prior  Nießl 
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